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Sitzung des Besonderen Ausschusses 
zur Vorberatung des Berichtes des Österreich-Konvents (III-136 d. B.) 

am 17. Jänner 2006 
 

 
 

Synopse der Gesamtvorschläge und Positionen 
der parlamentarischen Klubs zum Themenbereich 

„Grundrechtsschutz“ 
 
 
 
Die folgende Synopse basiert auf den Gesamtvorschlägen bzw. Positionen der parlamentarischen Klubs, wie sie am XX. Jänner 2006 an die Ausschuss-
betreuung übermittelt wurden. Diese Zusammenstellung ergänzt die Synopse der Textvorschläge aus dem Konvent, wie sie für die Vorbereitung der Aus-
schusssitzung erstellt wurde. Die Reihenfolge der Textvorschläge orientiert sich am Endbericht des Österreich-Konvents. 
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 Artikel 144a. 
 
(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
über rechtswidrige Untätigkeit des Ge-
setzgebers bei der Erfüllung verfassungs-
rechtlicher Pflichten. Antragsberechtigt ist 
jede Person, die dadurch in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet und eine Fest-
stellung der Untätigkeit nicht in einem 
Verfahren nach Art. 137 bis 144 erwirken 
kann. Zur Antragstellung kann der zu-
ständige Gesetzgeber auch Amtsorgane 
und Organisationen berufen. Im Erkennt-
nis, mit dem der Verfassungsgerichtshof 
rechtswidrige Untätigkeit feststellt, kann 
auch Schadenersatz nach Abs. 2 erster 
Satz zugesprochen werden. Abs. 3 letzter 
Satz gilt dann sinngemäß. 
 
(2) Bund und Länder haften für den durch 
rechtswidrige Untätigkeit des Gesetzge-
bers zugefügten Schaden nach den Be-
stimmungen des bürgerlichen Rechts. Zur 
Entscheidung sind die ordentlichen Ge-
richte unter Bindung an die Rechtsan-
schauung des Verfassungsgerichtshofs 
zuständig. Liegt noch kein Erkenntnis 
nach Abs. 1 vor und hält ein Gericht die 
Frage der rechtswidrigen Untätigkeit des 
Gesetzgebers für entscheidungserheblich, 
so hat es sein Verfahren zu unterbrechen 
und beim Verfassungsgerichtshof eine 
Entscheidung zu beantragen. 
 
(3) Soweit für den Schaden gehaftet wird, 
den der Gesetzgeber durch eine Verlet-
zung Europäischen Gemeinschaftsrechts 
zugefügt hat, haften Bund und Länder im 

  
(1) Bund und Länder haften für den Scha-
den, den der Gesetzgeber durch eine Ver-
letzung Europäischen Gemeinschafts-
rechts oder verfassungsgesetzlich ge-
währleisteter Rechte wem immer zugefügt 
hat. Die Haftung umfasst auch Schäden, 
die auf rechtswidriger Säumnis beruhen. 
Die Entscheidung über den Rechtsver-
stoß ist dem Verfassungsgerichtshof vor-
behalten. 
 
(2) Ebenso haftet der Bund für den Scha-
den, der durch ein gegen Europäisches 
Gemeinschaftsrecht verstoßendes 
höchstgerichtliches Erkenntnis wem im-
mer zugefügt wurde. Zur Entscheidung ist 
der Verfassungsgerichtshof zuständig. 
Dieser ist verpflichtet, entscheidungser-
hebliche Rechtsfragen des Europäischen 
Gemeinschaftsrechts dem Europäischen 
Gerichtshof vorzulegen (Art. 234 EGV). 
 
(3) Die Haftung nach Abs. 1 und 2 setzt 
eine qualifizierte Rechtswidrigkeit voraus. 
 
(4) Die näheren Bestimmungen zu den 
Abs. 1 bis 4 werden durch Bundesgesetz 
getroffen. Darin können auch Regressan-
sprüche gegenüber den schädigenden 
Organwaltern vorgesehen werden, so weit 
ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 
 
(5) Auf dem Gebiet des Umweltrechts ist 
der Verfassungsgerichtshof zuständig, 
Säumnis des Gesetz- und Verordnungs-
gebers bei der Umsetzung von europäi-
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Rahmen ihrer Zuständigkeit. Zur Ent-
scheidung ist der Verfassungsgerichtshof 
gemäß Art. 137 zuständig. Er kann sich 
auf die Feststellung der Rechtsverletzung 
oder auf die Feststellung des Schadener-
satzanspruchs dem Grunde nach be-
schränken und aussprechen, dass die 
Durchsetzung vor den Zivilgerichten zu 
erfolgen hat. 
 
(4) Soweit der Bund für den Schaden aus 
einem gegen Europäisches Gemein-
schaftsrecht verstoßenden Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofs oder des Obers-
ten Gerichtshofs haftet, ist zur Entschei-
dung der Verfassungsgerichtshof nach 
Art. 137 zuständig. Abs. 3 letzter Satz gilt 
sinngemäß. Zur Entscheidung über die 
Haftung aus einem Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes ist der Oberste Ge-
richtshof zuständig. 
 
(5) Die näheren Bestimmungen zu den 
Abs. 1 bis 4 werden bundesgesetzlich ge-
troffen. 
 

schen Richtlinien, von Staatszielen sowie 
von verfassungs- und einfachgesetzlichen 
Pflichten mit Erkenntnis festzustellen. Zur 
Anrufung des Verfassungsgerichtshofs in 
solchen Angelegenheiten hat der zustän-
dige Bundes- oder Landesgesetzgeber 
Verbände zu ermächtigen. Kommt es in 
solchen Angelegenheiten zu einem Haf-
tungsverfahren, so sind die Gerichte an 
die Feststellung des Verfassungsge-
richtshofs gebunden. 
 

1584 der B
eilagen X

X
II. G

P - A
usschussbericht N

R
 - A

nlage 3 Synopse G
rundrechtsschutz

3 von 5



 
Verfassungsbeschwerde  

 

Besonderer Ausschuss, 17. 1. 2006 – Synopse „Grundrechtsschutz“ – Seite 4/5 

ÖVP 
 

SPÖ Freiheitlicher Parlamentsklub GRÜNE 

 
 
(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
über Beschwerden gegen Entscheidun-
gen der Verwaltungsgerichte, soweit der 
Beschwerdeführer durch die Entschei-
dung in einem verfassungsgesetzlich ge-
währleisteten Recht oder wegen Anwen-
dung einer gesetzwidrigen Verordnung, 
einer gesetzwidrig wiederverlautbarten 
Rechtsvorschrift, eines verfassungswidri-
gen Gesetzes oder eines rechtswidrigen 
Staatsvertrags in seinen Rechten verletzt 
zu sein behauptet. 
 
(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die 
Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, 
wenn sie keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat oder von der Entscheidung die 
Klärung einer verfassungsrechtlichen Fra-
ge nicht zu erwarten ist. Die Ablehnung 
der Beschwerde ist unzulässig, wenn es 
sich um einen Fall handelt, der nach Art. 
153 Abs. 2 von der Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichtshofs ausgeschlossen 
ist. 
 
(3) Findet der Verfassungsgerichtshof, 
dass durch die Entscheidung eines Ver-
waltungsgerichts ein Recht im Sinne des 
Abs. 1 nicht verletzt wurde, so hat der 
Beschwerdeführer das Recht, innerhalb 
der hiefür gesetzlich bestimmten Frist 
beim Verwaltungsgerichtshof Revision 
oder im Fall der Nichtzulassung der Revi-
sion Nichtzulassungsbeschwerde zu er-
heben. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüs-

Art. 144 
 
(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
über Beschwerden gegen Entscheidun-
gen von Gerichten, soweit der Beschwer-
deführer durch die Entscheidung in einem 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Recht oder wegen Anwendung einer ge-
setzwidrigen Verordnung, einer gesetz-
widrigen Kundmachung über die Wieder-
verlautbarung eines Gesetzes (Staatsver-
trages), eines verfassungswidrigen Ge-
setzes oder eines rechtswidrigen Staats-
vertrages in seinen Rechten verletzt zu 
sein behauptet. Die Beschwerde kann 
erst nach Erschöpfung des Instanzenzu-
ges erhoben werden, wobei die Ergrei-
fung außerordentlicher Rechtsbehelfe 
nicht erforderlich ist. Der Verfassungsge-
richtshof hat bei seiner Entscheidung den 
Inhalt der Rechtsvorschriften zu Grunde 
zu legen, den das Gericht angenommen 
hat. 
 
(2) Zur Beschwerdeführung vor dem Ver-
fassungsgerichtshof nach Abs. 1 sind 
auch Amtsorgane und Organisationen be-
rechtigt, soferne ihnen im Verwaltungs- 
bzw. Gerichtsverfahren Parteistellung zu-
gekommen ist. 
 
(3) Der Verfassungsgerichtshof kann die 
Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, 
wenn sie im Lichte der bisherigen Recht-
sprechung keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg hat. Die Ablehnung der Be-
handlung ist jedoch unzulässig, wenn die 

 
(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
über Beschwerden gegen Entscheidun-
gen der Verwaltungsgerichte, soweit der 
Beschwerdeführer durch die Entschei-
dung in einem verfassungsgesetzlich ge-
währleisteten Recht oder wegen Anwen-
dung einer gesetzwidrigen Verordnung, 
einer gesetzwidrig wiederverlautbarten 
Rechtsvorschrift, eines verfassungswidri-
gen Gesetzes oder eines rechtswidrigen 
Staatsvertrags in seinen Rechten verletzt 
zu sein behauptet. 
 
(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die 
Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, 
wenn sie keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat oder von der Entscheidung die 
Klärung einer verfassungsrechtlichen Fra-
ge nicht zu erwarten ist. Die Ablehnung 
der Beschwerde ist unzulässig, wenn es 
sich um einen Fall handelt, der nach Art. 
153 Abs. 2 von der Zuständigkeit des 
Verwaltungsgerichtshofs ausgeschlossen 
ist. 
 
(3) Findet der Verfassungsgerichtshof, 
dass durch die Entscheidung eines Ver-
waltungsgerichts ein Recht im Sinne des 
Abs. 1 nicht verletzt wurde, so hat der 
Beschwerdeführer das Recht, innerhalb 
der hiefür gesetzlich bestimmten Frist 
beim Verwaltungsgerichtshof Revision 
oder im Fall der Nichtzulassung der Revi-
sion Nichtzulassungsbeschwerde zu er-
heben. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüs-
sen nach Abs. 2. 

 
(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 
über Beschwerden gegen Entscheidun-
gen von Gerichten, soweit der Beschwer-
deführer durch die Entscheidung in einem 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Recht oder wegen Anwendung einer ge-
setzwidrigen Verordnung, einer gesetz-
widrigen Kundmachung über die Wieder-
verlautbarung eines Gesetzes (Staatsver-
trages), eines verfassungswidrigen Ge-
setzes oder eines rechtswidrigen Staats-
vertrages in seinen Rechten verletzt zu 
sein behauptet. Die Beschwerde kann 
erst nach Erschöpfung des Instanzenzu-
ges erhoben werden, wobei die Ergrei-
fung außerordentlicher Rechtsbehelfe 
nicht erforderlich ist. Der Verfassungsge-
richtshof hat bei seiner Entscheidung den 
Inhalt der Rechtsvorschriften zu Grunde 
zu legen, den das Gericht angenommen 
hat. 
 
(2) Zur Beschwerdeführung vor dem Ver-
fassungsgerichtshof nach Abs. 1 sind 
auch Amtsorgane und Organisationen be-
rechtigt, soferne ihnen im Verwaltungs- 
bzw. Gerichtsverfahren Parteistellung zu-
gekommen ist. 
 
(3) Der Verfassungsgerichtshof kann die 
Behandlung einer Beschwerde bis zur 
Verhandlung durch Beschluss ablehnen, 
wenn sie im Lichte der bisherigen Recht-
sprechung keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg hat. Die Ablehnung der Be-
handlung ist jedoch unzulässig, wenn die 
erhobenen Bedenken betreffend die An-
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sen nach Abs. 2. erhobenen Bedenken betreffend die An-
wendung einer gesetzwidrigen Verord-
nung, einer gesetzwidrigen Kundma-
chung über die Wiederverlautbarung ei-
nes Gesetzes (Staatsvertrages), eines 
verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages vom Be-
schwerdeführer spätestens im Verfahren 
vor den Gerichten  zweiter Instanz bzw. 
vor den Verwaltungsgerichten des Bun-
des oder der Länder  geltend gemacht 
wurden. 
 

 wendung einer gesetzwidrigen Verord-
nung, einer gesetzwidrigen Kundma-
chung über die Wiederverlautbarung ei-
nes Gesetzes (Staatsvertrages), eines 
verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages vom Be-
schwerdeführer spätestens im Verfahren 
vor den Gerichten  zweiter Instanz bzw. 
vor den Verwaltungsgerichten des Bun-
des oder der Länder  geltend gemacht 
wurden. 
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